
G erade hat
uns das Sta-
tistische Bun-

desamt vorgerech-
net, dass es in Zu-
kunft mit Deutsch-
land rein demogra-
fisch gesehen fast
unvermeidlich ab-
wärtsgehenwird.
In den kommenden
fünf bis sieben Jah-
renwird die Bevöl-
kerung nochwach-
sen, der Arbeits-
markt könntewei-
ter gut laufen, da es
noch genug Men-
schen im arbeitsfä-

higen Alter gebenwird. Dies auch dank der
massiven Zuwanderung aus Süd- und Osteu-
ropa, die seit 2010 stattfindet.
Aber danach, so die neue Bevölkerungs-

vorausberechnung, wird es unweigerlich ab-
wärtsgehen: Immer mehr Rentner und vor
allem bis zu 13 Millionenweniger Erwerbsfä-
hige bis 2060, selbst wenn alle brav bis 67
arbeitend durchhalten.
450000 Menschen müssten nach den Be-

rechnungen des Bundesamts jedes Jahr in
den nächsten 45 Jahren nach Deutschland
zuwandern, um diesen Prozess aufzuhal-
ten. Doch daswird nicht passieren, sind
sich die Statistiker sicher.Wenn man von
den heutigen rechtlichen Rahmenbedingun-
gen ausgeht, haben sie mit Sicherheit auch
recht: Einfach ist die Zuwanderung nach
Deutschland derzeit nur für EU-Bürger. Des-
halb stammen 94 Prozent der aktuellen Zu-
wanderer aus der EU. Doch dieser Zustrom
wird bald versiegen, da auch die Bevölke-
rung unserer Nachbarländer altert.
Waswir in Zukunft daher brauchenwer-

den, ist vor allem Zuwanderung aus jungen
Gesellschaftenwie Afghanistan, Irak, Syrien
und anderen Staaten in Asien und Afrika.
Dort sind 80 Prozent der Einwohner jünger
als 30. Doch ihrWeg nach Deutschland
führt derzeit überwiegend über das Asyl-
recht. Humanitäre, nicht einwanderungspo-
litische Erwägungen stehen auch bei der ak-
tuellen Debatte über eine Reform des
Flüchtlingsrechts imVordergrund.
Was fehlt, ist eine „migrationspolitische

Gesamtstrategie“, mahnt der Sachverständi-
genrat für Integration und Migration (SVR)
im Jahresgutachten zu Recht. Dazu müsste
gehören, mehr Reklame dafür zu machen,
dass es schon heuteWege gibt, wie etwa die
Blue Card, als Arbeitsmigrant aus diesen
Ländern nach Deutschland zu kommen. Zu-
dem müssten Möglichkeiten geschaffenwer-
den, Flüchtlingen statt Duldung fürwenige
Jahre schon frühzeitig bei absehbarer Inte-
gration in den Arbeitsmarkt ein Dauerauf-
enthaltsrecht in Aussicht zu stellen.

Rettende
Flüchtlinge
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Neuer Zündstoff

D
er Streit zwischen Europa und Russ-
land bekommt neuen Zündstoff: Die
EUwill einWettbewerbsverfahren ge-
gen den staatlichen russischen Ener-
gieriesen Gazprom eröffnen. Juris-

tisch geht es um denVorwurf der Ausnutzung ei-
ner marktbeherrschenden Stellung, politisch um
Macht und Loyalitätskonflikte und ökonomisch
um nationale Schlüsselindustrien.
Gazprom steht unter Verdacht, denWettbe-

werb durch Transport- undVertriebsbeschränkun-
gen von Gas zu behindern. DieWettbewerbshüter
der EU stören sich auch an der teilweisewillkürli-
chen und intransparenten Preisgestaltung. Die
Gaspreisewerden im Rahmen langfristiger Liefer-
verträge oft an die Entwicklung des Ölpreises ge-
koppelt, obgleich durch das Überangebot auf den
Weltmärkten die Gaspreise deutlich niedriger aus-
fallen müssten.
Eine explosive Mischung entsteht dadurch,

dass Russland befreundeten Staaten häufig deut-
lich niedrigere Preise gewährt. Zugleich sind die-
se ausgerechnet dort am höchsten, wo es kaum
Alternativen zum russischen Gas gibt, etwa in vie-
len osteuropäischen Staaten. Auch deutsche Un-
ternehmen haben erst vor einem Schiedsgericht
marktgerechtere Preise erwirken können.
Doch Lehren daraus gezogen hat Gazprom

nicht: Seine „neuen“ Freunde Türkei und Grie-
chenland begünstigt Russland offenbar nicht nur
mit Rabatten auf den Gaspreis, sondern auch mit
anderen lukrativen Geschäften: Die geplante
Pipeline South Stream sollte eigentlich über Bul-
garien russisches Erdgas nachWesteuropa trans-
portieren. Kurzerhand soll sie nun durch die Tür-
kei nach Griechenland führen. Südosteuropa, al-
len voran Bulgarien, wäre doppelt benachteiligt:

kein Geschäft mehr mit dem Gastransport und ei-
ne drohende Gasunterversorgung.
Es könnte zum großen Knall kommen: Gaz-

prom hat Anteile an europäischen Pipelines, Spei-
chern und Stromnetzen und damit enorme
Marktmacht. Immerhin rund ein Drittel seiner
Gas- und Öl-Bezüge bezieht Europa vom mächtigs-
ten Energieunternehmen derWelt. Deswegen
scheint der Vorstoß der EU-Kommission man-
chem tollkühn. Gerät die Versorgungssicherheit
in Europa in Gefahr? Seit langem setzt Russland
Energielieferungen als politisches Druckmittel
ein.Was, wenn Russland –wie in der Ukraine
schon öfter vorgekommen – den Hahn zudreht?
Europa ist auf eine Eskalation schlecht vorbe-

reitet.Weder gibt es eine strategische Gasreserve,
nochwird europaweit entschlossen eine Energie-
wende umgesetzt. Auf den internationalen Märk-
ten ist zwar ausreichend Gas vorhanden – um je-
doch vor Lieferengpässen gewappnet zu sein,
müsste die EU ihr Gas aus mehr Ländern als bis-
her beziehen und den Flüssiggasimport steigern.
Dafür fehlt es aber an ausreichend Flüssiggaster-
minals.
Andererseits ist das konsequente Auftreten der

EU gegenüber Russland eine große Chance. Der
verschärfte Konflikt lässt hoffen, dass man ähn-
lich beherzt die Energieversorgungssicherheit in
Europa stärkt. Insofern könnte die EU-Wettbe-
werbskommission die Initialzündung geben, um
die gerade erst ausgerufene „Energie-Union“
ernsthaft zu realisieren. So könnte der Gazprom-
Konflikt unverhofft gute Energie freisetzen.
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„Auf uns rollt eine Lawine

von Altersarmut zu.“
Rolf Rosenbrock

Chef des Paritätischen Gesamtverbandes, sieht trotz
der vergleichsweise guten wirtschaftlichen Lage die Kluft
zwischen Reich und Arm in Deutschland immer größer werden

„Ich habe den Eindruck, dass diese Debatte

zweieinhalb Jahre vor derWahl großerUnsinn ist.“
Ralf Stegner

stellvertretender SPD-Vorsitzender, weist Medienspekulationen
über eine beschlossene Kanzlerkandidatur von Sigmar Gabriel zurück
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